
Interpellation SP «Jubiläumsfonds für junge Einbürgerungswillige» 

 

 
Die SP hat am 21. März 2022 die Interpellation «Jubiläumsfonds für junge Einbürgerungswillige» ein-
gereicht; sie ist am 24. März 2022 an den Bürgergemeinderat weitergeleitet worden. 

 

 



 

 
 

  



Vorbemerkungen 
 
 
Am 1. Juni 2022 hat der Grosse Rat mit 65 zu 24 Stimmen die Motion von Mahir Kabakci und Kon-

sorten betreffend Streichung der Einbürgerungsgebühren für Personen unter 25 Jahren an den Re-

gierungsrat überwiesen. Der Bürgerrat hat nichts gegen dieses Anliegen einzuwenden, wenn der Kan-

ton – wie bei der bisher bis zum 19. Lebensjahr geltenden Gebührenbefreiung – die Kosten über-

nimmt. 

 
Weiter ist festzuhalten, dass die in der Interpellation aufgeführten Beispiele gemäss Rücksprache mit 

dem Migrationsamt Einzelfälle darstellen, aus denen kein allgemeiner Bedarf abgeleitet werden kann. 

Für die BG wäre es zudem aus zwei Gründen schwierig, einen solchen Fonds zu realisieren: Einer-

seits werden die Einbürgerungsgebühren von insgesamt CHF 1400 zur Hälfte durch andere, im Ge-

gensatz zur Bürgergemeinde steuerfinanzierte Gemeinwesen (Kanton, Bund) erhoben, andererseits 

ergäbe sich für den Bürgerrat ein Rollenkonflikt, da er gleichzeitig Fondsfinanzierer wäre und über 

dessen Vergabungen entscheiden müsste. 

 
 
 
 
Im Einzelnen werden um Beantwortung folgender Fragen gebeten: 
 
 
1. Welche Möglichkeiten sieht der Bürgerrat, auf das Jubiläumsjahr 2023 hin einen Jubiläums-

fonds «175 Jahre Bundesverfassung» zu schaffen, an den sich junge, einbürgerungswillige 

Ausländerinnen und Ausländer mit einem Finanzierungsgesuch wenden können, die nicht 

unter die in der Fussnote erwähnten Kategorien fallen? 

 

Die Schaffung eines sogenannten Jubiläumsfonds «175 Jahre Bundesverfassung», an den sich 

junge, einbürgerungswillige Ausländerinnen und Ausländer mit einem Finanzierungsgesuch wenden 

können, ist nicht vorgesehen. 

Gemäss § 10 des kantonalen Gesetzes über die Verwaltungsgebühren können auch die Einbürge-

rungsgebühren aus wichtigen Gründen ganz oder teilweise erlassen werden, wenn deren Bezug eine 

besondere Härte bedeutet. 

Der Bürgerrat hat diskutiert und beschlossen, dass die Gebühren der Bürgergemeinde ebenfalls er-

lassen werden, wenn das Migrationsamt bei einem Einbürgerungsgesuch einen solchen Gebühren-

erlass der kantonalen Gebühren bewilligt. 

Damit ist die in der Interpellation aufgeworfene Problematik aus Sicht des Bürgerrats behoben. 

 

 

2. Kennt der Bürgerrat eine entsprechende Stiftung, die allenfalls für einen solchen Zweck 

Gelder aus dem Stiftungsvermögen sprechen könnte? 

 

Eine Stiftung mit diesem spezifischen Stiftungszweck ist dem Bürgerrat nicht bekannt. 

 
  



3. Wie könnte die Information über die Existenz eines solchen Jubiläumsfonds bzw. einer ent-

sprechenden Stiftung den Einbürgerungswilligen vermittelt werden? 
 
Mit dem Beschluss des Bürgerrates, bei einem Erlass der kantonalen Gebühren auch die kommuna-

len Gebühren zu erlassen (siehe Antwort zu Frage 1), ist dem Anliegen des Interpellanten entspro-

chen. Der Bürgerrat wird dafür sorgen, dass diese Erlassmöglichkeit geeignet kommuniziert wird. 

 
 
 

Namens des Bürgerrates 

Der Präsident Der Bürgerratsschreiber 

Prof. Dr. Leonhard Burckhardt Daniel Müller 


